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2.

Anderungs. und Ergänzungsbereich

Die Anderung und Ergänzung urnfaßt im Stadtb-ezirk Huckarde - Ortsteil Wisch-

It.c;;1ilil.i"r, Jrri..r,ä S-Bahn-strecke Dortmund-Mengede/Do'qulq-

b"?rii"ra, n r,-cr straße bis zum Gn[rclstäck der Ncuapostolischen Kirche (Ratmer

Straße I 16), von dort nach Süden bis zum Roßbach'

Anlaß der Bebauungsplen-Änderung und -Erglnzunq

Der rechtslxäftige Bebauungsplan setzt im Anderungsbereich Allgemeines W-ohnge-

tru, iwÄj, rrn_-una naa,negirraischverkehsfläche, Straßcnvgrkehrsfläche, Gemein-

."i"htg"iig"tvc".tinschafüstellplätze soye an-fa !-p.atrn-Srecke 
als Lärm-

schutzrnaßnahmen eine Lärmschuäwand (4,0 m über schi^enenoberkarte) und daran

;;;hli;t";d eine LärmschuÄaU-Wandiombination (4,0 m über Schienerober-

kante; fest.

Es hat sich jedoch herausgestellt, daß die festgesetztq lalnschutzmaßnahmen 
in

flOt . *a Äu"d"t n-g nitht ausreichend bcmessen sind' Hiezu ist eine ent'

;;;;;h",td; ArGng-una ergarzung des Bebauungsplanes erforderlich'

lm Stadtbezirk Dortmund'Huckarde liegt - wie im gesamten Dortmunder Stadtge-

;i;a-;G;g*der wohnbedarf dcr Bivölkemng vor' Dieser Sachverhalt wurde

durch die von der Gutacht"rg-pp. "empirica" dem Rat vorgestellte Wohnun-gsmark-

i-"iy." tC**ttten rur Wofrnraurnantwicklung von Mai 1991)' wonach im Jahr. e

zooo"inwoi,nungsfehlbedarfvonca.25.000Wohnungerrelwartetw.ird,deutlich
belegt.

lm Bebauungsplan Hu I 12 sind bereits Wohnbaufläohen festgesetzt worden'

Durch die Anderung und Ergänzung werden zusätzliche wohneinheiten nur in ge-

;"üist;;Ü;ffi gescha-ffen' jäoch werden h5ldluch die Rahmenbedinsunsen

ü."i"r-ä**d" wotrien erheblich verbessert, so daß im vorliegenden.Fall die Vor-

schriftei des BauGB_Maßnahmcn-G angewendet wcrden sollen, die eine schnellere

,l,i*i.t tung des Bebauungsplan-Anderungsverfatrens gewährleisten'

Ziele und Zwecke der Bebauungsnlen-Anderung und -Ergänzung

Lärmschutaraßnahmen

Hauptsächliches Ziel und Zweck der Bebauungsplan-Andenrng und -Ergänzung ist

die iestsetzung einer Lärmschutzanlage nach aen Leytiqen 
Anforderungen an dert

i"t uJ a., g"p-t-ten wohnbebauung-gegcn schädliche.umwelteinwirkungen (Lärm)

ro*i. ai" nä*.ndige Verlängenrngdes Larmschuuwalles um die norwendige

it-a"taroot fängI in sUdliÄer Richtung bis zum Roßbach (DIN 18005) zum

i"ftut a.t g"pf-i"n wohnb"boo*g im südlichen Anderungsboeich'

3
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Der rechtskräftige Bebauungsplan seEt als aktive Schallschumaßnahmen westlich
der S-Bahn-Strecke im Bereich dcr Gebäudc an dcr Rahmer Straße eine 4,0 m ü.
S. O. hohe Wand und daran anschließc,nd in Richtung Süden eine ebenfalls 4,0 m ü.
S. O. hohe Wall-Ailandkombination fest.

Aufgrund der veränderten Bclastungsfülle im Schic,lrenvcrkehr (Veränderung der
btgzahlen) im Streckenabschnitt Dormund-Huckarde Süd - Dortmund-Güterbahnhof
sowie aufgrund der Andenrng der "Schall 03' (Richtlinicn zur Berechnung der
Schallimmissionen von Schienenwegcn in dcr Fassung vom 19.03.1990) ist eine Ver-
längerung der LärmschuEwand in Richtug Nordcn bis zum Brüokeirbauwerk an dsr
Rahmer Straße, eine Erhöhung der Wall-Ailandkombination auf 4,5 m ü. S. O. sowie
eine Verlängcrung in Form eines 4,0 m ü. S. O. hohen Wallcs bis zum Roßbach
(Standardzusatzlänge) erforderlich, um die Einhaltung der schalltechnischen Orien-
tierungswerte von 55 dB(A) tags und 45 dB(A) nachts am Rande des geplanten Bau-
gebietes zu gewährleisten.

Die Fläche nach § 9 Abs. I Nr. 24 BauGB wird unmittelbar südlich der Rahmer
Straße um ca. 8 m nach Westen vsrbreitert, um hier die kunftige Zuwegung für
Warnrngsmaßnahmen zu den Lärmschutzeinrichtungen anlegen zu können.

Art und Maß der baulichen Nueune sowie überbaubare Grundstücksflächen

Art und Mall der baulichen Nutzung werdan aus dem Ursprungsplan übernommen.

Der Abstand zwischen den Mischverkehrsflächen und den Baugrenzen beträgt über-
wiegend 3,0 m. Damit wird eine bessere Ausnutzung der Grundstäcke erreicht. Im
Übergangsbereich von der Verkehrsfläche im Seperationsprinzip in die Mischver-
kehrsfläche sowie im Bereich dcs südlichen Wcndsplatzes wsrden Abstände von
5,0 m zwischen den Verkehrsflächen und don überbaubaren Grundstücksflächen fest-
gesetzt, um die jeweiligen Platzsituationen besonders hervorzuheben.

Die überbaubaren Grundstticksflächen im Bercich der neuen Wohnbauflächen crhal-
ten überwiegend eine Bautiefe von 15,0 m. Ausnahmen bilden die überbaubaren
Grundstücksflächen östlich der in Nord-Süd-Richtung verlaufende Mischverkehrsflä-
che und im Bereich der Wendeanlag«r. So sind z. B. im Bereich det Wendeanlagen
größere Bautiefen vorgesehen, da die Umbauung dieser Anlagen dies möglicherweise
crfordert. Mit den vorgenannten Bautiefen wird eine städtebaulich unerwünschte Be-
bauung in zweiter Reihe verhindert.

Erschließung

Ein weiterer Grund der Bebauungsplan-Andcnrng lieg in der verkehrstechnischen
Erschließung. Hier wird zukünftig der Übergang von der im Trennsystsm gefrihrten
Erschließungsstraße A zur Mischverkehrsfläche verbesssrt. Durch die Andenrng wird
der innerhalb der Verkehrsfläche liegende Gehweg direkt in die Mischverkehrsfläche
übergeleitet und endet nicht, wie in der altcn Fassung, auf privatcm Grundstück
(GGa). An Einmündungen von Vcrkehrsflächen werden Radien aufgenommen, die
aufgrund von zu berücksichtigcnden Schleppkurvcn frr die Ver- und Entsorgung er-
forderlich sind.

(



4

Darüber hinaus wird die Mischverkehrsfläche ,m 7,0 m nach Norden mit ent-
sprechender Verlagcrung der Wendeanlage nach Norden verlängert.

Diese Verlängerung ermöglicht nunmehr auch die räckwärtige Erschließung der
Grundsrucke Rahmer Straße 104 bis I 10. Dicse Grundstücke weisen eine Tiefe von
ca. 40 - 45 m aus, so daß im rückwärtigen Bcreich noch zusätzliche Wohnbebauung
möglich wird.

In der ursprünglich festgeseeten Form schließt die südliche Wendeanlage die ver-
kehrsmäßige Andienung der südlich angrerzenden Gnmdstücke völlig aus. Südlich
der Wendeanlage setzt der rechtslaäftige Bebauungsplan öffentliche StellpläEe und
Baumpflanzungen fest. Damit wird selbst eine fußläufige Verbindung zu den ge-
planten Wohngebäuden erschwert.

Der Querschnitt der Mischverkehrsfläche wird durch diese Planung im Bereich der in
Nord-Süd-Richtung verlaufurdcn Mischverkehrsfläche von derzeit 5,5 m auf 8,0 m
und westlich des Einmündungsbereiches von 5,5 m auf 10,5 m verbreitert. Baum-
pflanzungen werden nunmehr in Form eincr Baumreihe an der Westseite der in Nord-
Süd-Richtung verlaufenden Mischverkehrsfläche und einer Alleebepflanzung im Ein-
mündungsbereich vorgesehen.

Bauweise

Da durch die Wall-Ailandkombination bzw. durch die Verlängerung des Walles nach
Süden jeta die Einhaltung der schalltechnischen Orientierungswerte gewährleistet
wird, kann die schallschützende Bauweise im östlichen und südöstlichen Planbereich
durch eine offene Bauweise ersetzt werderi. Der Bebauungsplan sieht nun in diesern
Bereich mit Ausnahme der Umbauung der südlichen Platzanlage-, Einzel- und
Doppelhäuser vor. Die Festsetzung dsr Einzel- und Doppelhäuser entspricht dem Ge-
bietscharakter für das gesamte Plangebiet und vermeidet den Eindruck einer unver-
hältnismäßig langen und massiv wirkenden Bebauung entlang der geplanten Misch-
verkehrsflächen. Im Bereich der südlichen Platzanlage sieht der Bebauungsplan nun-
mehr Doppelhäuser und Hausgruppen vor. Diese Festsetzung ist notwendig, damit der
Platzbereich städtebaulich gefaßt werden kann.

Private Stellplätze

Mit dern Verzicht auf die ursprünglich festgesetzte geschlossene Bauweise ist eben-
falls ein Verzicht auf die diesen Gebäuden zugeordnete Geineinschaftsg arugenJ
Gerneinschaftsstellplaeanlage (GGa/GSt) verbunden. Die Stellpläee können jetzt in
unmittelbarer Hausnähe auf dem eigenen Grunclstück nachgewiesen werdert. Die
frühere GGa/GSt-Fläche kann deshalb jetzt auch als überbaubare Grundstücksfläche
festgeseEt werden.

Unter Verzicht auf die öffentlichen StellpläEe und die Baumreihe wird jetzt eine
reduzierte Mischverkehrsflächc festgesetzt. Zur Kompensation werden die öffent-
lichen Stellplätze nun gem. den Mindesanforderungen frr Wohnerschließungsstraßen
an der Westseite innerhalb der Mischverkehrsfläche einseitig und in Ost-West-
fu chrung der Mischverkehrsfläche beidseitig angelegt.
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4. Inhrlte der Anderung und Ersänzunq

Durch die beschriebenen Planungsabsichten ergeben sich im Einzelnen folgende
Anderungen:

Festsetzung einer Fläche nach § 9 Abs. I Nr. 24 BauGB (Umgrenzung der
Fläche für besondere Anlagen und Vorkehrungen vor schädlichen Umweltein-
wirkungen i. S. des Bundesimmissionsschutzgesetzes)

Verlängerung der Lärmschutzwand in Richtung Norden bis zum
Brückenbauwerk an der Rahmo Straße;

Erhöhung der Wall-Ailandkombination um 0,5 m auf 4,5 m über Schienen-
oberkante (S. O.) wobei die Wand von 2,0 m auf 2,5 m erhöht wird;

Verlängerung der Lärmschutzanlage in Form eines 4,0 m über S. O. hohen

Lärmschutzwalles bis zum Roßbach (Standardzusatzlänge) und damit Er-
weiterung des räumlichen Geltungsbcreiches des Bebauungsplanes;

Verlängerung der Mischverkehrsfläche um ca. 7,0 m nach Norden mit
entsprechender Verlegung der Wendeanlage;

Erweiterung der überbaubaren Grundstäcksflächen im Bereich Rahmer
Straße 104 - I l0 sowie an der südlichcn Wcndeanlage;

Reduzierung der südlichcn Wendeanlage unter Verzicht der öffentlichen Stell-
plätze und der Baumreihe;

Verbreiterung der Mischverkehrsfläohe in Nord-Süd-Richtung von 5,5 m auf
8,0 m und in OsrWest-Richtung auf 10,50 m unter Berücksichtigung von
öffentlichen Stellplätzen und Baumpfl anzungen;

Wegfall der GGa/GSt und anstelledessen Festsetzung überbaubarer Grund-
stucksflächen in dicsem Bereich;

Veränderung der überbaubaren Grundstücksflächcn westlich und östlich der
Mischverkehrsfläche;

Veränderung der in Ost-West-Richtung verlaufenden Mischverkehrsfläche;

Umwandlung von geschlossoner Bauweise im östlichcn und südöstlichen
Planbereich in Einzel- und Doppelhäuscr bzw. Hausgruppen;

Aufrrahme von Radien an dsn Einmündungen von Verkchrsflächen;

Aufnahme der textlichen FestsctzungQ zum passiven Schallschutz.

I
a
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5. Umweltbelenge

5.1 Altlrsten

Im Ubersichtsplan der Stadt Dortrnund über die Altstandorte und Altablagerungen
(Stand: September 1993) ist der Anderungsbereich im südliohen Teil als Auf-
schüttungsfläche gekennzeichnet. Es handelt sich hierbei insbesondere um die Deich-
flächen des Roßbaches. Nach Auskunft dcr Emschergenossenschaft wurden diese
Deichflächen aus Aushubbecken und Waschbergen hergestellt.

In einer Untersuchung des Umweltamtes der Sadt Dortmund im Jahre 1988 wurde
festgestellt, daß der an den Anderungsbereich greuende Bereich keine Belastungen
aufweist, die über die natürliche Grundbelastung hinausgehen. Eine Kennzeichnung
der Flächen im Anderungsbereich des Bebauungsplanes Hu 112 ist daher nicht
notwendig.

5.2 Lärmschutz

Durch den Schienenverkehrslärm der Eisenbahnstrecke und dem Kfz-Verkehrslärm
auf der Rahmer Straße ist gesundes Wohneir im Andenrngsbereich ohne Lärmvorsor-
gemaßnahmen nicht möglich. Der Bebauungsplan sieht aus diesem Grunde als akti-
vcn Lärmschutz eine Lärmschutzwand cine Wand-AMallkombination sowie einen
Lärmschutzwall westlich der v. g. Eisenbahnstrecke vor.

Da ein aktiver Schallschutz an der Rahmcr Straße aus funktionalen und ge-
stalterischen Gründen hier nicht möglich ist, setzt der Bebauungsp lan für diese Be-
bauung passiven Schallschutz fest (siehe textliche Festsetzung Zi

Nähere Einzelheiten sind der Schalltechnischen Untersuchung, die als Anlage dieser
Begründung beigefügt ist, zu entnehmen.

5.3 Bcwertung des Eingriffes in Netur und Landschrft

Nach § I Abs. 5 Nr. 7 BauGB sind bei der Aufstellung von Bauleitplänen u. a. die
Belange des Umweltschutzes, des Naturschutzes und der Landschaftspflege zu
berücksichtigen.

Eingriffe in Natur und Landschaft im Sinne des § 8 Abs. I Bundesnaturschutzgesetz
(BNatSchG) und des § 4 Abs. I Landschaftsgesetz Nordrhein-Westfalen (LG NW)
sind Veränderungen der Gestalt oder NuEung von Grundflächen, die die Leistungsfü-
higkeit des Naturhaushaltes oder das Landschaftsbild erheblich oder nachhaltig beein-
trächtigen können. Der Verursacher eines Eingriffes ist zu verpflichten, vermeidbare
Beeinträchtigungen von Natur und Landschaft zu unterlassen (Vermeidungsgebot)
sowie unvermeidbare Beeinträchtigungen innerhalb einer zu bestimmenden Frist
durch Maßnahmen des Naturschutzes und der Landschaftspflege auszugleichen
(Ausgleichspflicht) - § 8 Abs. 2 BNatSchG bzw. § 4 Abs. 4 Lc NW.
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Sind aufgrund der Aufstellung eincs Baulcitplanes Eingriffe in Natur und Landschaft
zu erwarten, ist über die Belange dcs Naturschutzes und der Landschaftspflege unter
Anwendung des Vermeidungsgebotes sowie dcr Verpflichnmg zu Ausgleichs- und
Ersatzrnaßnahmen nach den Vorschriften des Baugesetzbuches (BauGB) in der Ab-
wägung nach § I des BauGB zu entscheiden (§ 8 a BNatSchG).

Hauptsächlicher Grund für die Anderung Nr.l des Bebauungsplanes Hu I 12 ist die
Erhöhung der Lärmschutzwall-Ailandkombination um 0,5 m sowie die Verlängerung
dieser Anlage durch einen Lärmschutzwall in Richtung Süden bis zum Roßbach
( Standardzusatzlänge).

Die Verlängerung des Lärmschutzwalles in südlicher Richtung bis zum Roßbach gilt
nach § 4 Abs. 3 Nr. 2 Landschaftsgesetz llw (LG NW) nicht als Eingriff in Natur
und Landschaft und muß somit nicht durch entsprcchende Ausgleichsmaßnahmen
kompensiert werden.

Der Anderungsbereich befindet sich im Stadtbezirk Huckarde - Ortsteil Wischlingen -
und ist durch die Rahmer Straße gut erschlossen. Eine Erschließung durch den öffent-
lichen Personennahverkehr (ÖPNV) ist durch die Buslinien 462,455 und 482
gegeben.

7. Ver- und Entsorsung

Die Versorgung des Anderungsbereiches mit Gas, Wasser und elektrischer Energie
sowie die Entsorgung wird durch die zuständigen Ver- und Entsorgungsträga
sichergestellt.

8. Bodenordnende Ma0nahmen

9. Entschädigung

Durch die geplante Anderung und Ergänzung des Bebauungsplanes werden keine
Entschädigungsansprüche ausgelöst.

Im Anderungsbereich wurden gegenübcr dem ursprünglichen Bebauungsplan nur
marginale Veränderungen der überbaubaren Grundstücksflächen sowie Verkehrs-
flächen vorgenommen, die im Ergebnis zu kciner zusätzlichen Beeinträchtigung des

Naturhaushaltes führen.

6. Erschließuns

Die innere Erschließung wird durch eine Verkehrsfläche besonderer Zweckbe-
stimmung (Mischverkehrsfl äche) sichergestellt.

Die Grundstücke im Anderungsbereich sollen durch das bereits eingeleitete Um-
legungsverfahren in der Weise geordnet werden, daß nach Lage, Form und Größe für
die bauliche oder sonstige Nutzung zwecknäßig gestaltete Grundstücke entstehen.
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10. Kosten

Im ursprunglichen Bebauungsplan wareir bcreits Koste,n zu de,n Erschließungsan-
lagen, zum Grunderwerb und zur Herstellung dcr Lärmschueanlagen angegeben.

Durch die Anderung und Ergänzung des Bcbauungsplanes Hu 112 fallen nunmehr
folgende zusätzliche überschläglich crmittcltc Kostcn an:

Anteil der Stadt:

Grunderwerb fifu'

Straßen ca. 20 000,00 DM 2 000,00 DM

Kosten der LärmschutzwalV-wandkombination:

Grunderwerb ca. 610 000,00 DM

Anfahren, Profilieren
und Verdichten der
Bodenmassen ca.758 000,00 DM

Begrünung des
Lärmschutzwalles
Lärmschutzwand

ca. 127 obo,oo DM
ca. 720 000,00 DM

300 m ökologische
Entwässerungsrinne ca. 90 000,00 DM

350 m Ent-
wässerungs-
halbschalc ca. 52 500,00 DM

50 m Not-
überlauf ca. l0 000.00 DM

ca.2167 500,00 DM

aufgerundet ca. 2 375 000,00 DM

ca. 875 000.00 DM

Zusätzliche Kosten
der Lärmschutz-
anlage ca. I 500 000,00 DM

./. bereits im ur-
sprünglichen Be-
bauungsplan an-
gegebene Kosten
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Die Kosten für die Herstellung der Lärmschutzanlage können sich durch evtl' kosten-

freie Lieferung und Modellierung der Bodenmassen verringern.

Die Gesamtkosten der Lärmschutzanlage fallen untet den erschließungsbeitrags-
Iähigen Aufwand nach § 127 Abs. 2 BauGB.

Die Erhebung der Erschließungsbeiträge frr die Herstellung der Lärmschutzanlage ist
durch eine Einzelsatzung zu regeln. Die Höhe der Erschließung§beiträge kann daher

noch nicht beziffert werden und kann deshalb bei dcr Ermittlung der Ko§ten noch

nicht in Abzug gebracht werden.

Die Anlage "schalltechnische Untersuchung zur Anderung und Ergänzung Nr' I des

Bebauungsplanes Hu I 12 - Winkelstraßc -" ist Bestandteil dieser Begründung'

Dortmund, der, 13.C4 /9qS

Gläser -
Ltd. Städt. Vermessungsdirektor

I



Der Entrrrurf der jinderung und Ergänzung Nr. 1 des Bebauungsplanes
Hu 112 - Winkelstraße - und aliese Begründung haben nach § 3 Abs. 2
Satz 1 BaucB vom 08.12.1986 (BGBI.r, S. 2253) in der Zeit vom
08.05.1995 bis 22.C5.1995 einschtieß1ich zu jedermanns Einsicht
öffentlich ausgelegen.

Dortmund, ?0.1t-rS-

wilde
Städt. Baudirektor

Der Rat der stadt hat am 06.021995 beschrossen, diese Begnindung nach § 9 Abs. g desBauGBvom08.12.l986(BGBI. I s.2253,BGBI. III 213-'r)derBebauungsplan-Anderung
beizufügen.

Dortmund

F in g e r

, der. t4f ?.9f

Im Auftrage

(

t-



Anlage

Schalltechnische Untersuchung

Anderung und Ergänzung

Nr.1

des

Bebauungsplanes Hu 112

ztlr

(

(
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I Vorbemerkung / Aufgabenstellung

Nach § I Abs. 5 BauGB sind bei der Aufstellung von Bauleitplänen u. a. die allge-
meinen Anforderungen an gesunde Wohn- und Arbcitsvcrhältnisse zu
berücksichtigen.

Der Anderungsbereich wird durch den Straßenverkehrslärm der Rahmer Straße und
den Schienenverkehrsläm der Eisenbahnstrecke Dortn:und-Huckarde/Süd - Dort-
mund-Dorstfeld belastet. Deshalb wurden die Lärmauswirkungei:
(Schallimmissionen) diescr Lärmquellen unterzucht, da es Aufgabe der Bauleit-
planung ist, die Lärrrproblematik innerhalb der Grenzen des Bauleitplanes zu lösen.

BeurteilunEs grun dlagen

Die schalltechnische Untersuchung (bei freicr Schallausbreitung) wurde unter Be-
rücksichtigung folgender Erlasse, Normen und Richtlinien erstellt:

1) Planungserlaß des Landes Nordrhein-Westfaleir vom 08.07.1982

2) DIN 18005 Teil l, Ausgabe Mai 1987 "Schallschutz im Städtebau -
B erechnungsverfahren "

3) Beiblatt I zur DIN 18005 Teil 1, Ausgabe Mai 1987 "Schallschutz im Städte-
bau - Schalltechnische Orientierungswerte für die städtebauliche Planung"

4) Technische Anleitung zum Schutz gegen Lärm (TA L,irm) vom 16.07.1968
(Beilage zum Bundesanzeiger Nr. 137 vom 26.07.1968)

5) \DI2714, Ausgabe Januar 1988 "Schallausbreitung im Freien"

6) yDI2719, Ausgabe August 1987 "Schalldämmung von Fcnstern und deren
Zusatzeinrichtungen"

7) Richtlinisn für den Lärmschuu an Sraßcn - RLS 90 - Ausgabe 1990

8) fuchtlinien zur Berechnung von Schallimmissionen von Schienenwegen
- Schall 03 - Ausgabe 1990

9) DIN 4109 "Schallschutz im Städtebau" gemäß Runderlaß vom24.09.1990
(MBl. Nw S. 1448)

Nach den Vorschriften der DIN 18005 "Schallschutz im Städtebau" sind folgurde
Orientierungswerte zu beachten:

ftr allgemeines
Wohngebiet (WA) 55/45 dB(A) tags/nachts

Für die Beurteilug ist tags der Zeitraum von 6.00 bis 22.00 Uhr, nachts der Zeitraum
von 22.00 bis 6.00 llhr zugrundezulegen.

I

)
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3 Verkehrslirmbelastung

§chienenverkehr3.1

DB-Strecke

Ausgehend von der derzeitigen streckenbclastung im Bereich Dortrrund-Huckarde-
Süd bis Dortnund-Dorstfeld ergeben sich folgenäe Emissionspegel:

3.1.1 S-Bahn - westliches Gleisoaar

+) v
L

120 lon/h
150 m

Scheibenbremsen: 100 %

94 Zige arnT ag
18 Züge in der Nacht

Tagwert:
Nachtwert:

6l dB
57 dB

(A)
(A)

bei 25 m Abstand
bei 25 m Abstand

3. 1.2 Triebfahrzeuqleerfahrt - östliches Gleiqpaar

+)

L
80 l<rt/h
20m

Scheibenbremsen: 0 %

14 Zige amTag
4 Zige in der Nacht

Tagwert;
Nachtwert:

48 dB (A) bei 25 m Abstand
46 dB (A) bei 25 m Abstand

3.1.3

+) v
L

80 km/tr
700 m

Scheibenbremsen: 0 %

30 Züge am Tag
9 Zttge ia der Nacht

C

c

Tagwert: 66 dB (A) bei 25 m Abstand
Nachtwert: 64 dB (A) bei 25 m Abstand
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3.1.4 Schnellqüterzäge - östliches Glgispaar

+) 100 km/tr
500 m

Scheibsnbremsen: 0 %

2 Zige amTag
1 Zrg in der Nacht

L

Tagwert:
Nachtwert:

56 dB (A) bei 25 m Abstand
56 dB (A) bei 25 m Abstand

Diese dB (A) - Werte führen zu folgende Mittclungspegeln:

Lm,E,T : 68 dB (A) bei 25 m AbstandLm,E,N = 65 dB (A) bei 25 m Abstancl

Durch Abzug des Schienenbonus von 5 dB (A) finden sich die 55/45 dB (A) _ Iso_
phonen bei freier schallausbreitung in folgenden Abstänclen von der Bahn-Achse:

ST
SN

100 m
300 m.

3.2

Diese hohe Lärmbelastung in der Nachtstunden führt dazu, ciaß bei freier schalraus-
breitung erst in ca. 300 m der orientierungswert von 45 di (A) nachts eingehalten
wird.

Die z. Zt. vorliegenden wissenschaftlichen untersuchungen befürwortefl einen sog.
schienenbonus, da der Schienenverkehrslärm im verglei-ch zum straßenverkehrslärm
als weniger lästig empfunden wird.

Straßenverkehr

Die Geräuschemissionen von Straßeir werden durch den Emissionspegel
(Mittelungspegel) für die Tag- und Nachtzeit im 25 m-Abstand von dim nahen äuße-
ren.Fahrstreifen der nächstgelegenen Richtrmgsfahrbahn beschrieben. Dabei werden
berücksichtigt:

- dasmaßgebendestündlicheVerkehrsaufkommen(tagVnachts),

- der prozentuale Lkw-Anteil über 2,9 t zulässigem Gesamtgewicht
(tags/nachts),

- die zulässige Höchstgeschwindigkeit (50 l@/h)

- die Sraßenoberfläche,

- evtl. Steigungen von mebr als 5 %.
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Die letae für den Abschnitt der Rahmer StraBe zwischen Roßbachstraße und Jung-
ferntalstraße vorliegende Verkehrszählung (September 1992) hat ergeben, daß dort
ein durchschnittlicher täglicher Verkehr (DTV) von 9.400 Kfz,lz4 h vorliegt bei
einsm Lkw-Anteil von sowohl tags als auch nachts von 3 %o. Hieran hat sich bislang
keine nennsnswerte Verändcrung ergeben.

Eine weitere Entlastung der Rahmer Straße im Geltungsbereich des Bebauungsplanes
Hu I 12 wird erst nach Bau der Anschlußstelle "Wischlinger Weg" an die OW III a
erfolgen. Da eine Realisierung dieser Maßnahme anm jeuiget Zeitpunkt noch nicht
absehbar ist, sind für die schalltechnische Beurteilung die v. g. Diagnosewerte zu-
grundgelegt worden.

Ausgehend von der Diagnosebelastung ergeben sich nach den Vorschriften der
DIN 18005 und den Richtlinien frr Lärmschue an Straße (RLS'90) aufgrund der
Lärmbelastung in einem Abstand von 25 m vom nahen äußeren Fahrstreifen folgende
Emissionspegel (Mittelungspegel):

DTV
PT
PN

Lm,E,T
Lm,E,N

9.400Kfzl24h
3 % Lkw-Anteil
3 % Lkw-Anteil

61 dB (A) bei 25 m Abstand
52 dB (A) bci 25 m Abstand

Die vordere Baugraue der Bebauung an der Rahmer Straße liegt auch ca. 25 m vom
nahen äußeren Fahrstreifen entfernt. In diesem Bereich kommt es zur überlagerung
mit Schallemissionen von der Eisenbahnstrecke im Bereich der Unterführung, so daß
sich hier die Lärmwerte erhöhEn.

Die ermittelten Tag- bzw. Nachtwerte beragcn

Lm, (25 m) T = 64 dB (A)
Lm, (25 m) N = 60 dB (A).

Durch die vorhandene Bauzeile sücllich der Rahmer Straße ergibt sich eine Regelmi-
nimierung für die Freisitze von ca. l0 dB (A) (Schallschanen), so daß dort die ermit-
telten Tag- bzw. Nachrwert€ 54/50 dB (A) berragen.

Abschließend ist festzustellen, daß die unter Punkt 2 genannten Orientierungs-
werte der DIN 18005 durch den §traßen- und schienenverkehrslärm über-
schritten werden!
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+) TVD
T
N
Lm
S

E
P

L

durchschnittlichc tägliche Verkehrsm ynge (l<fz/24 h)
Tagwert
Nachtwcrt
Mittclungspegel
Abstände von der Schallquelle
Entfemung
Lkw-Anteil
Geschwindigkeit
Zrglänge.

4. Zusammenfassende Schlußbetrechtung und Darstellung der
Lirmschutzmaßnehmen

Nach § 50 des BundesimmissionsschuEgeseEes sind bei raumbedeutsamen planun-
gcn und Maßnahmen die frr eine bestimmte NuEung vorgesehenen Flächen einander
so zuzuordnen, daß schädliche umwelteinwirkungen auf die ausschließlich oder über-
wiegend dem wohnen dienenden Gebiete sowie iuf sonstige schutzbedtirftige Ge-
biete soweit wie möglich vcrmieden werden.

Eine Trennung der Lärmquellen von dcr bestchenden und geplanten wohnbebauung
im sinne des § 50 BImschG ist aus städtebaulichen ffind;n- im vorliegenden Fall
nicht möglich. Die Bebauung an der Rahmcr straße ist bcreits vorhandä. Bci der
derzeitigen wohnungsknappheit ist eine Nachverdichtung von ortskernennahen Frei-
flächen anzustreben. Bei der geplanten Bebauung im plaibereich handelt es sich um
eine der letzten Freiflächen, die zum Bauen von wohnungen in Huckarde geeignet
ist. zudem ist die künftige wohnbebauung gut an das öpl{v-Neu angeb,ider! das
ortsteilzentnrm befindet sich in fußläufigcr Erreichbarkeit und somit in direkter Nähe
zu öffentlichen Infrastnrkoreinrichtrmgen. Die neue Bebauung wird sich außerdem
harmonisch in die bestehende Bebauung integrieren.
Als Lärmschutzrnaßnahmen sind dahcr aktivJ und passive schallschutaaßnahmen
zu nennen, wobei die aktiven Vorrang vor passivcn Maßnahmen haben.

- Aktiver §challschutz

Sowohl die westlich der Eismbalmstrecke vorgesehene 4,5 m hohe Wall_
/Wandkombination "über-schienenoberkante (ü. S. O.)" im Bereich der ge_
planten Bebauung, die 4,0 m ü. S. O. hohe Wand im Bereich der Gebäuie an
der Rahmer Straße als auch die StandardzusaElänge des 4,0 m ü. S. O. hohen
walls gewährleisten die Einhalnrng dcr schalltechnischen dentierungr**,
von 55 dB (A) tags und 45 dB (A) nachts am Rande des Baugebietes.

Die Standardzusatzlänge des Wallcs beträgt 0,4 x 35 x l0 = 140 m. Der ge_
samte aktive LärmschuE cntlang dcr s-Batrn-srecke hat jetzt eine Länge"von
360 m.
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Passiver Schallschutz (Rahmer Straße)

Da ein Ausbau (Verbreitenrng) der Rahmer Straße in der planung nicht vorge-
sehe,n ist, handelt es sich bei den dcrzeitigen Lärmimmissionen iiAezug aj
wohnbebauung sücllich der Rahmer sraße um eine situationsgegebene-vorbe-
lastung. Somit kommen dic auf den Bau und die wesentliche Aoä.*g ron
snaßen abgestellten vorschriften d"' s§ 4l bis 43 BImschG sowie dJ daraus
_alge]eiteten 16. Verordnung zur Durchführung des BImSchG
(Verkehrslärmschutzverordnung) vom 12.06. 1990 nicht zur Anwendung.

Die v. g. Siedlungsstuktur - eine geschlossene Bauzeile _ erlaubt keine
Planung, die den Grunrlsätzen des § 50 BImSchG (Trennung von sich gegen-
seitig beeinträchtigenden Nuuungen) gerecht wird.

Auch die Herstellung eines aktiven schallschutzes südlich der Rahmer straße
ist aus.funktionalen und gestalterischen Gninden nicht möglich, da in diesem
Bereich eine Straßenrandbebauung existiert. somit verbleibt als einzige Maß-
nahme zum Schutz vor dem Verkehrslärm passiver Schallschutz.

Durch passiven Llirmschutz werden gesunde wohn- uncr Arbeitsverhätnisse
in angemessener und geeigneter Weise so weit wie möglich gewährleistet.

In den Fällen, in denen ein angemessener Schallschutz nur durch passive
Maßnahmen an den betroffsnen Gebäuden erreicht werden kann, iind die in
der Tabelle 6 der vDl-fuchtrinie 27 19 genarnten oberen Anhaltswerte für
Innenschallpegel für die Lärmdämmung von Fenstern zugrundezulegen. Das
Fenster ist nämlich als das Außenbauteil anzusehen, welcles die geÄgste
Dämmwirkung gegen Lärmimmissionen aufiveist.

Durch textliche Festsezung wird im Bebauungsplan Hu 112 _ Anderung und
Ergärung Nr. 1 - vorgegeben, daß die Gebauäe bei allen Neu_, Um_ urid Er_
weiterungsbauten mil schallschüge,ndcn Außenbauteilen zu versehen sind,
welche die Einhaltung der Tag- und Nachtwerte gewährleisten. Die Fest-
setzung eines konkreten, resultierenden schalldämmaßes der gesamten Außen-
fläche eines Raumes kann nicht getroffen werden, weil vor Realisierung von
Bauvorhaben, närnlich im Rahmen des planverfahrens wesentliche par;meter
auch zur Abschätzung dieses Schalklämmaßes gerade für Neu_, Um- und Er_
weiterungsbauten nicht bekannt sind. Dazu gelrrirrn vor allem die nach der
DIN 2719, Pkt. 6.4, genanntsn parameter.

- vom Raum aus gesehene Gesamtaußenfläche in qm und

- äquivalente Absorptionsfläche des Raumes in qm. (In der Regel ist die
Absorptionsfläche ca. 0,8 x Grundfläche).

Diese beiden Parameter hängen somit von den konlseten Bauabsichten ab und
sind erst bei Konkretisierung derjeweiligen Bauvorhaben erkennbar.
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Elkiqte frr spätere Bauvorhaben ansonstsn ein übermaß entstehen, wennz' B' Schallschutzfenstsr der Klasse m oaer-iv ierrg"r"ä *ür0", obwohl dieo. g. Parameter bei dem konhetsn nauno.f,"t* ,in?ltnge Schallschutz_fensterklasse zuließen.

:lliiffiö!*i%*:JI:i*täTffi '""9_'ffi'1,?f äff ilt:gestaltung und Baukömeranordnung abhängü is;. V; äe. werden nurschallschützende außäbauteile g.6rd*t ;;;ri ä'ätonr.r"r* Bauvor_haben die Grundrißgestaltung *! 9"*o.p"rloä,rii-ri"urgoichtet ist,d,ß der gefordene SchallschL nicht erreicht *i.a, a" f,. aL 
"rfässige 

Innen_schallpcgel überschritten wird

,lje lucn bereits erwähnt, kann,-um ein übermaß zu vermeiden, die letztend_Iiche F^eststerlung der konloet erfo.derrich;i;halrlärä"nn"r,-* i-Einzelfall nur im Rahmen des aaugenehmic*;;;;Ä* ds Bestandteil derBauvorlagen vom Bauherrn /Antragstetter eitra-cfr, *oJ"rr-
Die Nachweispflicht ersibt sich aus dem Runderlaß vom 24.09.1990 (MBl.NW S. 1448).

fi ,"Tr:::fi ä,.'r.'ä.i#,,?r#j:tf,ä*g51,'Nr1-wirddaher

"Vorkehrungen zum Scbutz vor schädlichen Umwelteinwirkungen
(§ 9 Abs. I Nr.24 BauGB)

in den mit der Ziffer gekennzeichneten Baugebieten sind bei allen Noü-,Um- und Erweiterungs auten aufgrund der Lärmbelastun g des Kfz-Verkehrsder Rahmer Straße für die Gebäude bauliche und sonstige Vorkehrungen zurLärmminderung zu treffen. Dabei dürfen Innenschallpegel, wie in der nach-folgenden Tabelle aufgeführt, nicht überschritten werden.

Die Tabelle ist nur insoweit anwendbar, als die dort genannten Rarmaftennach den Festsetzungen über die Art do a";ä;;'N"uää'rot,irrig rina,

Raumart

§chlirfräume, nachts
in reinen und allgemeinen Wohngebieten,
Krankenhaus- und Kurgebieten
in allen übrigen Gebieten

Wohnräume, trgs
in reinen und allgemeincn Wohngebieten,
Krankenhaus- und Kurgebieten
in allen übrigen Gebieten

Mittelungspegel

30 dB (A)

35 dB (A)

35 dB (A)

40 dB (A)
2.2

I
I

1.2

I

')

2.1
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3 Kommunikations- und Arbeitsriume, tags

U-nterrichtsräume, ruhebedrirftige Einzel_
büros, wi ssenschaft liche Arbeit-sräume,
Bibliotheken, Konfercnz- und Vortrags_
räume, Arztpraxen, Operationsräume,
Kirchen, Aulen
Büros für mehrere personül
Großraumbäros, Gaststätten, Schalter_
räume, Läden

Sofern diese Werte nicht schon durch Grundrißgestaltung und Baukörperan_

::.ty§ ":ig"ldl* werden, sind schallschütz#de aunint"ut"il",
wle z. B. schallschutzfenster entsprechend der VDl_Richtlinie 271b, Außen_tären, Dachflächen, Wände etc. zu verwenden.

Nlch dem "Runderlaß des nordrhein_westfälischelr Ministers für Bauen undWohnen betreffend DIN 4109 _ SchallschuE i. io;d;;-. vom 24.09.1990(MB] IY S. 1343) ist im Rahmen des Aaugenehmffisverfahrens als Be-standleil. de1layvorlagen vom Bauherrn/An?"gräi;. aiil* Einzelfall ab_gestellt der Nachweis der konlret erfordcrlichä S.fr"Ur.iut or.nnahmen zuerbringen. "

Es ist jedoch darauf hinzuweisen, daß bereits moderne Doppelscheiben-
fenster, welche die Anforderungen der Wärmeschr;.;;ä;;^;:#rä;
(dichr schtießende Ralmen unJ Isotierrergtasunll.in S.firf Ai..un ro,30 - 34 dB (A) gewährleistcn und.r4mit rärt".i* i"i"iischutzklasse 2 ent-sprechen. Bei Neubauten und Modernisienrng* *i.a i. iuoordnungsrecht_
lichen Genehmigungsverfahren aus wärmeteähnischen Gninden bereits derEinbau von Fenstern dieser Art gefordert.

3.t

3.2
3.3

40 dB (A)

45 dB (A)
50 dB (A)


